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Der AuFStieg ChiNAS: regioNAle uND 
globAle MAChtverSChiebuNgeN
Chinas rasante wirtschaftliche entwicklung geht einher mit einer zunehmend aktiven 
Aussenpolitik und wachsender militärischer Macht. Sowohl in ostasien als auch auf globaler 
ebene zeichnen sich Machtverschiebungen zuungunsten des Westens ab. ein grundlegender 
Wandel des von den uSA geprägten internationalen Systems liegt jedoch nicht im interesse 
Pekings. befürchtungen bezüglich eines künftigen sino-amerikanischen hegemonialkonflikts 
scheinen übertrieben. 

Die Präsidenten Chinas, Russlands und der USA am APEC-Gipfel in Hanoi im November 2006     Jim Young/Reuters

Der erfolgreiche test einer Anti-Satelliten-
rakete durch China im Januar 2007 hat 
weltweit Staunen und unbehagen ausge-
löst. Mit dem Abschuss eines veralteten 
Wettersatelliten demonstrierte die Füh-
rung in Peking, dass sie bei bedarf die heute 
kritische infrastruktur für Kommunikation 
und Aufklärung im All beeinträchtigen 
kann. Damit hat sie auch die Fähigkeit zu 
einem asymmetrischen vorgehen gegen 
technologisch überlegene Streitkräfte an-
gedeutet. gleichzeitig hat sie die verwund-
barkeit des von den uSA geplanten welt-
raumgestützten raketenabwehrsystems 
aufgezeigt und indirekt ihrer Forderung 
nach einem vertrag über einen waffen-
freien Weltraum Nachdruck verliehen.

vor dem hintergrund dieser Machtde-
monstration hat die Diskussion über die 
strategischen Konsequenzen des Aufstiegs 
Chinas vor allem in den uSA wieder an 
intensität gewonnen. Auch wenn das the-
ma im Zuge des «Kriegs gegen den ter-
rorismus» vorübergehend in den hinter-
grund gerückt ist, stellt der Machtzuwachs 

Chinas eine der wichtigsten geopolitischen 
entwicklungen des frühen 21. Jahrhunderts 
und für den Westen eine zentrale sicher-
heitspolitische herausforderung dar.
 
Rasante militärische 
Modernisierung
unbestritten ist, dass China zu einer wirt-
schaftlichen grossmacht geworden ist. 
Nach mehr als zwei Jahrzehnten durch-
schnittlicher Wachstumsraten von gegen 
10% ist die volksrepublik heute die zweit-
grösste volkswirtschaft und die drittgrösste 
handelsmacht. obwohl der weltweit bevöl-
kerungsreichste Staat (1,3 Mrd. einwohner) 
mit enormen sozio-ökonomischen, ökolo-
gischen und demographischen herausfor-
derungen konfrontiert ist, zeichnet sich ein 
vorzeitiges ende der rasanten Modernisie-
rung bisher nicht ab. 

offensichtlich ist auch, dass China im 
begriff ist, seine militärischen Macht-
mittel markant auszubauen. So sind die 
verteidigungsausgaben gemäss offizi-
ellen Angaben in den letzten zehn Jahren 

inflationsbereinigt um 300% gewach-
sen. Die volksbefreiungsarmee wird von 
der weltgrössten landstreitmacht in eine 
multifunktionale, mobile und kleinere Ar-
mee von derzeit etwa 2,3 Mio. Soldaten 
transformiert. ein Schwerpunkt ist dabei 
die Modernisierung der Marine, die Chinas 
Fähigkeit zur – vorerst regionalen – Macht-
projektion vergrössern soll. Zwar ist die 
militärische reichweite Pekings noch be-
scheiden und sind die chinesischen Streit-
kräfte den uSA nach wie vor weit unterlegen. 
Dennoch macht der umfassende reform-
prozess deutlich, dass die Zeit chinesischer 
Selbstisolierung auch im politischen und 
strategischen bereich der vergangenheit 
angehört und die nationale verteidigungs-
doktrin zusehends entterritorialisiert wird. 

Eine Status-quo-Macht?
Welche intentionen aber verfolgt der erwa-
chende riese? China selbst postuliert das 
Paradigma der «friedlichen entwicklung» 
und wird nicht müde, sich als verantwor-
tungsbewusste Macht zu präsentieren. 
Warnende Stimmen weisen jedoch darauf 
hin, dass aufstrebende Mächte gemäss 
historischer erfahrung meist den Status quo 
verändern wollen. vor allem in den uSA be-
fürchten nicht wenige experten eine zuneh-
mend revisionistische Aussenpolitik Chinas 
und einen sino-amerikanischen hegemo-
nialkonflikt – dies umso mehr, als es bisher 
kaum Anzeichen dafür gibt, dass die wirt-
schaftliche Öffnung eine Demokratisierung 
der volksrepublik nach sich ziehen wird. 

eine Analyse der strategischen Situation 
Chinas lässt den Schluss zu, dass dessen 
Aussenpolitik von zwei übergeordneten Zie-
len geleitet wird: der bereitstellung güns-
tiger bedingungen für eine anhaltende 
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wirtschaftliche entwicklung des landes, die 
voraussetzung für die interne Stabilität und 
die Akzeptanz der kommunistischen ein-
parteienherrschaft ist; und dem erlangen 
einer regional- und weltpolitischen rolle, 
welche der chinesischen «Wiedergeburt» 
nach 150 Jahren «nationaler erniedrigung» 
gerecht wird. entsprechend lassen sich vier 
aussenpolitische Kerninteressen identifi-
zieren. erstens ist China angesichts seiner 
engen verflechtung mit der Weltwirtschaft 
auf ein stabiles umfeld angewiesen. Zwei-
tens braucht es eine zuverlässige versor-
gung mit energieträgern und anderen 
natürlichen ressourcen. bereits heute ist 
das land zweitgrösster Ölkonsument – bei 
einer prognostizierten verdoppelung sei-
nes Ölverbrauchs noch vor 2020. Drittens 
strebt China nach einer einschränkung 
amerikanischer Dominanz und einem Aus-
bau seines eigenen einflusses. gleichzeitig 
wird es sich, viertens, gegen eine allfällige 
uS-eindämmungsstrategie wappnen. 

Angesichts dieser interessenlage wird Chi-
na das existierende internationale System 
kaum grundsätzlich in Frage stellen. Jedoch 
dürfte die volksrepublik künftig vermehrt 
Positionen vertreten, die im Widerspruch 
zu westlicher ordnungspolitik stehen. 
Allgemein ist zu erwarten, dass die durch 
Chinas Aufstieg bedingten Machtverschie-
bungen zwar beträchtliche Friktionen aus-
lösen können, jedoch kaum in militärischen 
Konfrontationen resultieren werden.

Relativierte US-Ordnungsmacht in 
Ostasien
Am stärksten ist der Wandel von einer 
isolationistischen zu einer pro-aktiven 
Aussenpolitik Chinas in der ost- und zen-
tralasiatischen Nachbarschaft spürbar. Die 
volksrepublik rückt zusehends ins Zentrum 
Asiens und drängt Japan wieder in dessen 
vormalige Peripherieposition. So hat Chi-
na seine bilateralen beziehungen mit den 
südostasiatischen Staaten intensiviert und 
mit russland, indien und Pakistan Partner-
schaften abgeschlossen. Auch die uSA als 
derweil dominierende regionale ordnungs-
macht sind immer wieder Ziel chinesischer 
Charme-offensiven, wobei Peking betont, 
stabilen sino-amerikanischen beziehungen 
komme höchste Priorität innerhalb der 
chinesischen Aussenpolitik zu. einzig die 
sino-japanischen beziehungen bleiben an-
gespannt, nicht zuletzt aufgrund tokios ver-
gangenheit als asiatische Kolonialmacht. 

bemerkenswert ist, dass China seit ein paar 
Jahren auch den Aufbau regionaler multi-
lateraler Strukturen aktiv fördert. Peking 

pflegt rege beziehungen zur Association 
of Southeast Asian Nations (eine Freihan-
delszone «ASeAN+1» ist für 2010 geplant) 
und nimmt am ASEAN Regional Forum wie 
auch der Asia-Pacific Economic Cooperation 
(APeC) teil. Darüber hinaus hat China die 
mit sicherheits- und handelspolitischen 
Fragen befasste Shanghai Cooperation 
Organisation (SCo) initiiert, zu der neben 
russland vier zentralasiatische republiken 
gehören. Dieses multilaterale engagement 
zeigt exemplarisch die Ambivalenz chine-
sischer regionaldiplomatie auf. Peking ist 
bemüht, das vertrauen seiner Nachbarn zu 
gewinnen und handel zu fördern. Parallel 
strebt es aber auch den Ausbau seines ein-
flusses an, teilweise auf Kosten der uSA. So 
hat die SCo Washington zu einem Abzug 
der truppen aus Zentralasien aufgerufen. 
Zudem hat sie dem iran, nicht aber den 
uSA, den beobachterstatus zugebilligt. 

Chinas Nachbarn reagieren auf die Avancen 
aus Peking mit einer Mischung aus Anleh-
nung, eigener integration (die ASeAN hat 
jüngst eine bemerkenswerte vertiefung be-
schlossen) und einer verstärkten rückversi-
cherung bei den uSA. Washingtons Ant-
wort auf die chinesische herausforderung 
fällt ähnlich vielschichtig aus. Neben einer 
Politik der einbindung (engagement) mit-
tels wirtschaftlicher Kooperation und po-
litischem und militärischem Dialog setzen 
die uSA auch auf risikoabsicherung (hed-
ging). Dazu gehört nicht nur die verstär-
kung der Marine im Pazifik und der Ausbau 
der bilateralen verteidigungsbeziehungen 
mit Japan, Südkorea sowie mehreren süd-
ostasiatischen Staaten, sondern auch eine 
strategische Kooperation mit indien. 

Auf absehbare Zeit werden die sino-ame-
rikanischen beziehungen durch eine Kom-
bination aus Kooperation, Misstrauen und 
rivalität geprägt bleiben. Das beispiel der 
seit Nordkoreas Nukleartest von okto-
ber 2006 stark verbesserten bilateralen 
Zusammenarbeit in den Sechsparteien- 
gesprächen macht deutlich, dass Washing-
ton und Peking im Fall kongruenter inte-
ressen durchaus gemeinsam gestaltungs-
macht ausüben können. gleichzeitig dürfte 
sich das ringen um einfluss in ost- und 
Zentralasien akzentuieren und scheint 
eine relative Abnahme der amerikanischen 
hegemonie im Fernen osten unvermeidlich. 
Wirtschaftliche Konflikte – etwa bezüglich 
des uS-handelsdefizits oder chinesischer 
Piraterieprodukte – werden auf der tages-
ordnung bleiben. Zentraler Streitpunkt je-
doch dürfte weiterhin taiwan sein, das von 
Peking als abtrünnige Provinz bezeichnet, 
von Washington seiner Demokratie wegen 
aber umfassend unterstützt wird. Selbst 
in diesem gefährlichsten Krisenherd ost-
asiens wäre allerdings nur dann eine mili-
tärische Konfrontation denkbar, wenn eine 
der involvierten Parteien den Status quo 
eigenhändig modifiziert.

Unterminierte westliche 
Afrikapolitik
Auch auf der globalen ebene ist China be-
müht, sein verantwortungsbewusstsein 
als grossmacht zu demonstrieren. bei-
spielsweise hat die volksrepublik im uno-
Sicherheitsrat ihr vetorecht bisher weit 
weniger eingesetzt als die anderen perma-
nenten Mitglieder. Zudem beteiligt sie sich 
an uno-Friedensmissionen und hat zuletzt 
1000 Soldaten in den Südlibanon entsandt, 
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wobei das chinesische engagement insge-
samt allerdings noch bescheiden ist. Jüngst 
hat sich die Führung in Peking auch zur 
Notwendigkeit einer nachhaltigen entwick-
lung Chinas bekannt, was angesichts der 
tatsache, dass das land bereits in wenigen 
Jahren die uSA als weltgrössten Co2-ver-
ursacher ablösen wird, von globaler klima- 
und sicherheitspolitischer bedeutung ist. 

gleichzeitig verfolgt China aber vor allem 
ausserhalb des oeCD-raumes häufig eine 
Politik, die euro-atlantischen ordnungs-
bemühungen zuwiderläuft und den west-
lichen einfluss in diesen regionen schmä-
lert. Dabei handelt es sich im Kern nicht 
um eine bewusste anti-westliche Strategie. 
vielmehr resultiert die Diskrepanz haupt-
sächlich aus Chinas traditionellem Sou-
veränitätsverständnis und seinem strikt 
befolgten Prinzip der Nichteinmischung 
in innere Angelegenheiten sowie seinem 
enormen bedarf an rohstoffimporten und 
neuen Absatzmärkten. So buhlt China, 
dessen Aussenpolitik oft auch energiever-
sorgungspolitik ist, besonders aktiv um die 
gunst rohstoffreicher entwicklungs- und 
Schwellenländer. Für diese stellt es eine 
zunehmend attraktive Alternative zum 
Westen dar, macht Peking seine Koopera-
tion doch von keinerlei politischen Kondi-
tionalitäten wie guter regierungsführung 
oder Menschenrechtsschutz abhängig. 

Nirgends wird dieser trend sichtbarer als in 
Afrika. Seit Jahren betreibt China eine äus-
serst aktive Afrikapolitik, die durch grosszü-
gige finanzielle und technische hilfe, rasant 
wachsende Direktinvestitionen und zahl-
reiche energie- und handelsabkommen 
geprägt ist. bereits bezieht die volksrepu-
blik einen Drittel ihres Öls aus Afrika. Als 
Angola Auflagen des iWF für weitere Kre-
dite nicht erfüllen wollte, ist Peking für sei-
nen wichtigsten Öllieferanten kurzerhand 
als geldgeber eingesprungen. im Konflikt 
um Darfur konnte sich die regierung des 
Sudan bisher auch deshalb westlichen For-
derungen weitgehend entziehen, weil Chi-
na – hauptabnehmer des sudanesischen 
Öls – nicht gewillt war, Druck auf Khartum 
aufzusetzen. Auch das vom Westen kriti-
sierte regime in Simbabwe hat seine Aus-
senpolitik mittlerweile nach osten ausge-
richtet («look east») und gar Mandarin zum 
Schulfach erklärt, nachdem es von China 
Kredite und Waffen zugesprochen bekam.

Mit dem ersten sino-afrikanischen gipfel in 
Peking im November 2006, an dem fast 40 
Staats- und regierungschefs teilnahmen, 
unterstrichen die Chinesen, dass für sie 

Afrika von strategischer relevanz ist. Präsi-
dent hu Jintao hat konsequenterweise auf 
seiner zweiwöchigen Afrikareise anfangs 
Februar 2007 eine verdoppelung der chi-
nesischen entwicklungshilfe und neue vor-
zugskredite in Aussicht gestellt.

Wachsender Einfluss im Nahen 
und Mittleren Osten
Auch Chinas Aussenpolitik im Nahen und 
Mittleren osten steht im Zeichen seiner 
wachsenden energieabhängigkeit. An-
gesichts der tatsache, dass Peking bei- 
nahe die hälfte seines Ölbedarfs aus dieser 
region importiert, kann es die politischen 
entwicklungen in dieser Krisenzone nicht 
mehr ignorieren. Wie in Afrika ist China hier 
zu einem begehrten Kooperationspartner 
geworden und schwächt mit seiner Politik 
indirekt westliche ordnungs- und Demo-
kratisierungsbemühungen. Pekings ener-
giedeal mit dem iran in höhe von 100 Mrd. 
uS$ etwa hat vor allem in den uSA scharfe 
Kritik hervorgerufen. 

Allerdings wird China gelegentlich ge-
äusserte hoffnungen in teheran und der 
arabischen Welt bezüglich einer islamisch-
konfuzianischen gegenmachtbildung zu 
den uSA enttäuschen. Zwar hat die volks-
republik ihre beziehungen zu vielen dieser 
Staaten ausgebaut und mit dem 2004 ge-
gründeten China-Arab Cooperation Forum 
und Freihandelsverhandlungen mit den 
Mitgliedern des golfkooperationsrats ihr 
interesse an intensiver Zusammenarbeit 
unterstrichen. gleichzeitig pflegt sie jedoch 
gute, auch militärtechnologische Koopera-
tion umfassende beziehungen zu israel und 
teilt das westliche interesse an regionaler 
Stabilität und sicheren Seefahrtsstrassen. 

Dass Chinas Politik von Pragmatismus und 
nicht anti-westlicher ideologie geprägt ist, 
widerspiegelt sich in seiner unterstützung 
für die von der eu und den uSA konzipierte 

«roadmap» zur lösung des Nahostkon-
flikts. Der bemerkenswert aktive chine-
sische Sondergesandte orientiert sich stets 
nah am Nahostquartett, das Peking wohl 
gerne zu einem Quintett erweitert sähe. 

Europas Suche nach einer 
Strategie
ob China dereinst zu einer Supermacht 
aufsteigen wird, bleibt abzuwarten. Abseh-
bar ist, dass sein regionaler und globaler 
einfluss weiter zunimmt. Während in den 
uSA eine kontroverse Debatte über die adä-
quate Antwort auf die chinesische heraus-
forderung geführt wird, hat sich europa 
bisher nur begrenzt mit der thematik aus-
einandergesetzt. Auch wenn die eu sowie 
einige ihrer Mitgliedstaaten «strategische 
Partnerschaften» mit China vereinbart 
haben, betrachten die europäer die volks-
republik nach wie vor überwiegend durch 
eine wirtschaftliche brille. 

Pekings Afrikapolitik scheint nun aber auch 
in der eu das bewusstsein zu schärfen, 
dass Chinas Aufstieg längst nicht mehr 
nur in ostasien die strategische Konstella-
tion verändert, sondern auch direkte Aus-
wirkungen auf europäische interessen in 
der erweiterten eu-Nachbarschaft haben 
kann. Jedoch dürfte die erarbeitung einer 
gemeinsamen China-Strategie europa vor 
grosse Schwierigkeiten stellen, wie der an-
haltende Dissens über die Zukunft des seit 
1989 geltenden Waffenembargos deutlich 
macht. Dies nicht zuletzt, weil die uSA ein 
Abweichen der eu von der amerikanischen 
Chinapolitik befürchten und der idee einer 
sino-europäischen Partnerschaft entspre-
chend misstrauisch gegenüberstehen.
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 Gute bilaterale Beziehungen 

 Die Schweiz hat 1950 als einer der ersten westlichen Staaten die Volksrepublik anerkannt 

 Wirtschaft  
 Zusammenarbeit in verschiedenen bereichen, z.b. Ausbau des vertraglichen rahmens der  

 Wirtschaftsbeziehungen, tourismusförderung, Forschung und bildung
 China ist der wichtigste asiatische handelspartner der Schweiz
 Die Schweiz weist als einer der wenigen westlichen Staaten eine positive handelsbilanz  

 mit China aus

 Aussen- und Sicherheitspolitik 
 Kontaktpflege auf Ministerebene (eDA, vbS, eJPD) 
	 Das eDA führt einen Politischen Dialog und einen Menschenrechtsdialog
 Punktueller informations- und gedankenaustausch auf Arbeitsebene vbS
 Sporadische entsendungen zu Ausbildungskursen (z.b. genfer Zentren, Symposiumskurs  

 der chinesischen verteidigungsuniversität)
 Die Schweiz hält sich an das eu-Waffenembargo

Die Schweiz und China


